za 

Geſetz⸗Sammlung 
= für die Es 

Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


u No 18, 


(No. 1804.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 15. April 1837., betreffend die Geftaftung einer 
Nachfriſt, und die Feſtſetzung eines Präkluſivtermins zur Einlöſung der 
noch in Zirkulation befindlichen Koupons über rückſtändige Zinſen von 
Königsberger Stadt- Magiſtrats-, und v. Bennigſenſchen Obligationen, 
aus dem Zeitraume vom 1. Januar 1808. bis zum letzten Dezember 1820. 


Alk den Bericht und nach dem Antrage der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden vom 7. v. Mts., betreffend den definitiven Abſchluß des Schuldentitels 
der durch Meinen Erlaß vom 17. Dezember 1821. auf die Staatskaſſe uͤbernom⸗ 
menen Zinſenruͤckſtaͤnde von Königsberger Magiſtrats⸗, ſogenannten von Ben⸗ 
nigſenſchen und Stadt⸗Obligationen aus dem Zeitraum vom 1. Januar 1808. 
bis Ende Dezember 1820. beſtimme Ich, daß die Inhaber der noch uneingeld- 
ſten Zins⸗Koupons oder Zins⸗Scheine von den vorgenannten Obligationen ver⸗ 
pflichtet ſeyn ſollen, ſolche zur Empfangnahme des Betrages in einer Friſt von 
drei Monaten bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden einzureichen, oder 
den etwanigen Verluſt derſelben zur weitern vorſchriftsmaͤßigen Verfuͤgung an⸗ 
zuzeigen. Nach Ablauf dieſer dreimonatlichen Friſt hat die Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden binnen anderweitigen drei Monaten die Inhaber der nicht 
eingereichten oder nicht angemeldeten Zins⸗Koupons und Zins⸗Scheine zur Ein⸗ 
reichung derſelben und zur Empfangnahme des ruͤckſtaͤndigen Zinsbetrages uns 
ter der Verwarnung der Praͤkluſion aufzufordern, und hiernaͤchſt gegen diejeni⸗ 
gen, welche ſich auch bis zu dieſem Termin nicht melden, mit der angedrohten 
Praͤkluſton zu verfahren. Dieſe Order iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen, die Termine aber, zu welchen die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden die Inhaber der. uneingelöften Zins⸗Koupons und Zins⸗Scheine auf⸗ 
ruft, hat dieſelbe durch die Amtsblaͤtter der Preußiſchen Regierungen, ſo wie 
durch die in Preußen und in Berlin erſcheinenden Zeitungen zur Kenntniß der 
Intereſſenten zu bringen. 

Berlin, den 15. April 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


(No. 18041803.) Jahrgang 1837. R (No. 1805.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 2. Juni 1837.) 
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(No. 1805.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom A. Mai 1837., die Verhältniſſe der mit Penſion 
zur Dispoſition geſtellten Offiziere betreffend. | 


In die Mir vorgetragenen Zweifel zu heben, beſtimme Ich, daß die mit Pen⸗ 
fion zur Dispoſition geſtellten Offiziere in die Kathegorie der früher mit Inak⸗ 
tivitaͤts⸗Gehalt ausgeſchiedenen Offiziere geſtellt, und nach den für dieſe gegebe⸗ 
nen geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden ſollen. Ich beauftrage die Mi⸗ 
niſterien der Juſtiz und des Krieges demgemaͤß das Weitere zu verfuͤgen und 
dieſe Beſtimmung auch in die Geſetzſammlung aufnehmen zu laſſen. 


Berlin, den 4. Mai 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Miniſterien der Juſtiz und des Krieges. 


(No. 1806. 


rg 


(No. 1806.) Geſetz über die perſönliche Fähigkeit und Ausübung der Rechte der Standſchaft, 
der Gerichtsbarkeit und des Patronats. Vom 8. Mai 1837. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. a 

haben Uns auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach eingeholtem 

Gutachten Unſeres Staatsrathes bewogen gefunden, uͤber die perſoͤnliche Faͤhig⸗ 

keit zur Ausuͤbung der Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Pa⸗ 

tronats fuͤr ſaͤmmtliche Provinzen Unſerer Monarchie Folgendes zu verordnen: 


. Zr 
Nur Perſonen von unbeſcholtenem Nufe find fähig, für ſich oder für 
Andere, die Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit oder des Patronats 
auszuuͤben, oder in ihrem Namen ausuͤben zu laſſen. 


6. 2 


2 Anſehung der Standſchaft verbleibt es in dieſer Beziehung bei den 
daruͤber vorhandenen beſonderen Verordnungen. 


§. 3. 

Wer nach Maaßgabe jener Verordnungen wegen Mangels unbeſcholte⸗ 
nen Rufs von der Ausübung der Standſchaft ausgeſchloſſen worden ift, ſoll 
auch der Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit oder des Patronats (F. 1.) verlu⸗ 
ſtig gehen: 

§. 4. 


In einem ſolchen Falle hat die Regierung, in deren Bezirk das berech⸗ 
tigte Gut liegt, wegen fernerer Verwaltung der genannten Rechte ſofort das 
Erforderliche zu veranlaſſen. 5 

5. 5. 


Wird ein zur Standſchaft gehoͤrender Gutsbeſitzer der Gerichtsbarkeit 
oder des Patronats durch Kriminal⸗Erkenntniß fuͤr verluſtig erklaͤrt, ſo liegt 
dem Gerichte ob, ſofort nach beſchrittener Rechtskraft des Erkenntniſſes, dem Ober⸗ 
Praͤſidenten der Provinz davon Kenntniß zu geben, damit auch die Ausſchlie⸗ 
ßung von der Standſchaft in dem geordneten Wege veranlaßt werden kann. 


$. 6. 

Wo mit dem Beſitze eines Landguts zwar Gerichtsbarkeit oder Patro⸗ 
nat, nicht aber auch Standſchaft verbunden iſt, ſoll die Unfähigkeit zur Aus⸗ 
uͤbung der zuerſt genannten Rechte jederzeit eintreten, wenn der Beſitzer entweder 

I. durch rechtskraͤftiges Kriminal⸗Erkenntniß 
(No. 1806.) R 2 a) zur 


5 
a) zur Verwaltung oͤffentlicher Aemter, oder zur Ableiſtung eines noth⸗ 
wendigen Eides fuͤr unfaͤhig, oder 5 2 


b) des Adels unter dem Hinzutritt Unſerer Allerhoͤchſten Genehmigung, 
oder des Buͤrgerrechts, oder des Rechts zur Tragung der National⸗ 
Kokarde fuͤr verluſtig erklaͤrt, oder 

c) zur Zuchthausſtrafe oder Feſtungsarbeit, oder 


d) wegen Meineides, Diebſtahls oder Betrugs zu irgend einer Kriminal⸗ 
ſtrafe verurtheilt worden iſt; 
oder 


II. 


— 


in den Fallen des $. 39. der Staͤdteordnung vom. 19. November 1808. 
oder der $%. 19. und 20. der revidirten Staͤdteordnung vom 17. März 
1831. durch einen Beſchluß der Stadtbehoͤrde das Bürgerrecht verlo⸗ 
ren hat. 


rk 
Die Regierung hat, ſobald einer der vorſtehend bezeichneten Faͤlle zu ih⸗ 
rer Kenntniß gelangt, denſelben von Amtswegen zu verfolgen und nach vorgaͤn⸗ 
giger Vernehmung des Beſitzers, auch nach naͤherer Unterſuchung, wo eine ſolche 


noch erforderlich erſcheint, in einer Plenarſitzung auf den ſchriftlichen Vortrag 


des Juſtitiars einen Beſchluß uͤber die Anwendung des Geſetzes abzufaſſen und 
ſolchen dem Beſitzer in einer Ausfertigung mitzutheilen. 


§. 8. 
Gegen den Beſchluß der Regierung findet nur der Rekurs an das Mini⸗ 
ſterium des Innern und der Polizei ſtatt, ohne Beſchraͤnkung auf eine beſtimmte 
Friſt. Das Miniſterium hat in Verbindung mit denjenigen Miniſterien, zu de⸗ 
ren Reſſort die Verwaltung der Gerichtsbarkeit oder des Patronats gehoͤrt, die 
Beſchwerde zu prüfen und darüber zu entſcheiden. Der Rekurs haͤlt jedoch die 
Ausfuͤhrung des Beſchluſſes der Regierung nur dann auf, wenn er innerhalb 
ſechs Wochen, vom Tage der erfolgten Zuſtellung deſſelben an gerechnet, bei 
dem Ober-Praͤſidenten angebracht worden ift. 


§. 9. 

Wenn die Unfähigkeit des Beſizers ausgeſprochen iſt, ſo wird fortan 
und auf die Dauer ſeines Beſitzes die Verwaltung der Gerichtsbarkeit oder 
des Patronats in Unſerm Auftrage gefuͤhrt und die damit verbundenen 
Laſten und Koſten werden, ohne daß hieruͤber ein Prozeß zuläffig iſt, aus dem 
Vermoͤgen des Beſitzers beſtritten. War der Letztere zur Ausübung der ge⸗ 
nannten Rechte nur fuͤr Andere berufen, ſo faͤllt die Verwaltung dieſen oder 
deren anderweit zu beſtellenden Vertretern anheim. i 


Ä J. 10. 
Inſofern nach beſonderer Lehnsverfaſſung der Mangel unbeſcholtenen 
Rufs ſchon zu dem Beſitz eines Lehnguts und zur Beleihung uͤberhaupt unfaͤhig 
macht, behaͤlt es auch ferner dabei ſein Bewenden. 5 
II. 


eu 
F. 11. 
i Nur eine ausdruͤcklich von Uns Allerhoͤchſtſelbſt ausgeſprochene Wieder⸗ 
einſetzung in die verloren gegangenen Rechte macht zu deren Wiederausuͤbung 
fähig. Der bloße Erlaß, oder die Verwandlung erkannter Strafen, oder die 


Wiederverleihung der aberkannten Nationalkokarde hebt die Wirkungen der 
Unfaͤhigkeit nicht auf. | 


6. 12. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf die Jurisdiktions⸗ 
und Patronats⸗Rechte Anwendung, welche einzelnen Perſonen oder Familien, 
ohne Verbindung mit dem Beſitze eines Guts, zuſtehen. 

i Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. Mai 1837. 
(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 


(No. 1806 — 1807.) : (No, 1807.) 
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7, SY.w. 17 Are: 7859 (No. 1807.) Geſetz über das Mobiliar⸗Feuer⸗Verſicherungsweſen. Vom 8. Mai 1837. 


i 2 Ir 18352 u) 2 g - 5 f 5 
II Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


finden Uns bewogen, zur Abwendung von Mißbraͤuchen bei der Verſicherung 
von Gegenſtaͤnden des Mobiliar-Vermoͤgens gegen Feuersgefahr, nach Verneh⸗ 
mung Unſerer getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie zu verordnen, wie folgt: 


| 
4 
E 
| 


8 
1. Zufäffigkeit Kein Gegenſtand des Mobiliar» Vermögens darf gegen Feuersgefahr 
der Berſiche⸗ höher verſichert werden, als nach dem gemeinen Werthe zur Zeit der Verſiche⸗ 


rungen! rungsnahme. 


Solche Kunſtſachen und aͤhnliche Gegenſtaͤnde von groͤßerer Bedeutung, 
denen ein gemeiner Werth nicht wohl beizulegen iſt, muͤſſen mit ihren Verſiche⸗ 
rungsſummen in der Polize einzeln aufgeführt werden. 


§. 2. 


Es iſt unzulaͤſſig, Verſicherungen auf einen und denſelben Gegenſtand bei 
verſchiedenen Verſicherungsgeſellſchaften zu nehmen. Eine Ausnahme von dieſer 
Regel findet nur bei ſolchen kaufmaͤnniſchen Waarenlaͤgern und andern großen 
Vorraͤthen ſtatt, welche einen Werth von mindeſtens Zehntauſend Thalern haben. 
Der Geſammtbetrag der einzelnen Verſicherungen darf jedoch auch in dieſem 
Falle nicht über den gemeinen Werth des Verſicherungs⸗Gegenſtandes hinaus: 
gehen. Sind dergleichen Waarenlaͤger oder Vorraͤthe bereits irgendwo ver⸗ 
ſichert, fo iſt bei anderweitiger Verſicherung, der Betrag der früheren anzugeben. 
Andererſeits muß aber auch der fruͤhere Verſicherer von der ſpaͤteren Ver⸗ 
ſicherung innerhalb acht Tagen nach Abſchluß des Kontrakts durch den Verſicher⸗ 
ten benachrichtigt werden. 

$. 3. 


Es iſt ferner unzulaͤſſig, Verſicherungen ohne Vermittelung eines beſtaͤtig⸗ 
ten, inlaͤndiſchen Agenten unmittelbar bei auslaͤndiſchen Geſellſchaften zu nehmen. 
Nur den, im $. 19. bezeichneten Kaufleuten und Fabrikanten iſt dies in Anſehung 
der daſelbſt erwähnten Gegenſtaͤnde jedoch auch nur bei ſolchen auslaͤndiſchen | 

| 
| 


Geſellſchaften geſtattet, weſche von Unſerem Miniſterium des Innern und der 
Polizei die Erlaubniß hierzu erhalten haben. (F. 6.) 


9. 4. 
Ergiebt ſich eine zu hohe Verſicherung (F. 1.), ſo iſt die Orts⸗Polizei⸗ 


Behoͤrde befugt und ſchuldig, den Verſicherungsbetrag auf den gemeinen N 
5 zuruͤck⸗ 


Ä Die Polizeibehoͤrde hat das Recht, ſich durch Einſicht der Bücher un 
4 der Polize von der Beobachtung dieſer Vorſchrift zu überzeugen. N f 


| laͤndiſche Geſellſchaften zu ertheilen, welche die im $. 6. erwähnte Genehmigung = 58 ZU 05 
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zuruͤckfuͤhren zu laſſen. Der Verſicherte und die Geſellſchaft ſind verpflichtet, die 
noͤthige Veraͤnderung in den Buͤchern und in der Polize eee 5 


6. 5. 


: Zur Verſicherung von Mobiliar⸗Gegenſtaͤnden iſt deren Angabe nach 
einzelnen Stücken oder nach Gattungen erforderlich. ($. 13.) Bei Waaren⸗ 
lagern, großen Naturalien⸗Vorräthen und aͤhnlichen Gegenſtaͤnden, welche zum 
Verkauf oder zum Verbrauch zuſammengebracht zu werden pflegen, und deren 
Beſtand nach Groͤße und Werth daher einem ſteten Wechſel unterworfen iſt, 
ſoll jedoch die Verſicherung auf den durchſchnittlichen, oder ſelbſt auf den muth⸗ 
maßlich hoͤchſten Betrag der nach dem Umfange des Geſchaͤfts, der Produktion 
u. |. w. anzunehmen ſtehet, zulaͤſſig ſeyn. 

Die Verſicherten find jedoch gehalten, über die lagernden Güter und 
Vorraͤthe vollſtaͤndige Bücher zu führen, aus welchen der jedesmalige Ab⸗ und 
Zugang genau zu erſehen ſeyn muß. 

Die Polizei⸗Behoͤrde hat das Recht, dieſe Bücher zu jeder Zeit einzuſehen, 
um ſich von der gehoͤrigen Anlegung und Fortfuͤhrung zu uͤberzeugen; ein tieferes 
Eindringen iſt ihr nicht geſtattet. f 

§. 6. 


Auslaͤndiſche Geſellſchaften bedürfen zu Verſicherungsgeſchaͤften in Unſern 2. Zulaſſun 
Landen der Erlaubniß Unſeres Miniſteriums des 1 199 e e 95 ade 
auch die Befugniß zuſtehen ſoll, die ertheilte Erlaubniß wieder zurück zu nehmen, . 
wenn es dazu Veranlaſſung findet. Die Ertheilung oder Zuruͤcknahme einer 
ſolchen Erlaubniß hat das Miniſterium durch die Amtsblaͤtter zur offentlichen 
Kenntniß bringen zu laſſen. 

N 


| Wer Agent einer Geſellſchaft werden, das heißt, Verſicherungen für die⸗ J. Agenten der 
ſelbe beſorgen will, neee ee Wohnſitzes die Beſtatigung CT Thaften. || 
nachſuchen. Diefe Beſtaͤtigung iſt jedoch nur für inlaͤndiſche und für ſolche aus: == ==6r 26% || 


erhalten haben. 2 5 
des Hasel, ee, i ve wa fague ı mee age Se eee, are, , aue . dat ce, de 2 SI der 3% 
| Blu gugan! erzeugen mer due SZ IE Alm vn. V Zanlünne Egumbisnn Hmm fi ST | 7/7 Are 7850 ger ae. 
i ee. As Agenten find nur Perfonen von gutem Rufe und Zuperldffigkeit, Gar 
in, wenn ſie zugleich im Inlande ihren feſten Wohnſitz haben, zuzulaſſen. Die , 
da, Gründe einer Zuruͤckweiſung iſt die Regierung nur dem Miniſterium, nicht aber 


2. dem Nachſuchenden anzuzeigen verbunden. 
11847. 37.9 [391 Aay. 22. 9 


e Auch die im Lande bereits vorhandenen Agenten ſind zur Fortſetzung 
| ihres Geſchaͤfts die im $. 7. vorgeſchriebene Betätigung innerhalb vier Wochen 
nach Publikation dieſes Geſetzes nachzuſuchen ſchuldig. 
| (No. 1807.) $. 10. 


$. 10. 


Die ertheilte Beſtaͤtigung (. 7. und 9.) kann zu jeder Zeit widerrufen 
werden, und auch hierüber iſt die Regierung nur Unſerem Miniſterium Rechen⸗ 
ſchaft zu geben ſchuldig. 

F. II. 


Wenn ein Agent das Geſchaͤft wieder aufgiebt, oder die Geſellſchaft den 
Auftrag ihm wieder entzieht, iſt er verbunden, der Regierung hiervon inner halb 
der naͤchſten acht Tage Anzeige zu machen. 


9. 12 


Die Beſtaͤtigung eines Agenten ($$. 7. und 9.) und die Erloͤſchung feines 
Auftrages C$$- 10. und 11.) iſt jederzeit durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


$. 13. 


a. Buchfüh⸗ Jeder Agent iſt verpflichtet, uͤber ſeine ſaͤmmtlichen, das Feuer⸗Verſiche⸗ 
e rungsweſen betreffenden Geſchaͤfte beſondere Buͤcher zu fuͤhren, aus welchen zu 
erſehen ſeyn muß 


a. der Name und Wohnort des Verſicherten, 

b. der Gegenſtand oder die Gegenſtaͤnde der Verſicherung nach Gattungen, 

c. die Hoͤhe der Verſicherungsſumme fuͤr jeden Gegenſtand oder fuͤr jede 
Gattung von Gegenſtaͤnden, 

der Tag, mit welchem die Verſicherung anfaͤngt, 

der Tag, mit welchem dieſelbe aufhoͤrt, und GE 

. die über denſelben Gegenſtand bei einer andern Geſellſchaft etwa ſchon 
beſtehende Verſicherung und deren Betrag. 


Die Polizeibehoͤrde (F. 14.) iſt befugt, dieſe Bücher zu jeder Zeit einzuſehen, 
ſowohl um die Fuͤhrung derſelben zu beaufſichtigen, als um eine Kontravention 
zu ermitteln oder zu verhuͤten. 


— 


6. 14. | 


a Sant Kein Agent darf eine Polize oder einen Prolongationsſchein zu derſelben 
ſicherungen. aushaͤndigen, bevor er nicht von der Polizei⸗Obrigkeit des Wohnorts des Ver⸗ 
ſicherungſuchenden die amtliche Erklaͤrung erhalten hat, daß der Aushaͤndigung 
in polizeilicher Hinſicht kein Bedenken entgegen ſtehe. 
Der Agent hat zu dem Ende ein Duplikat des Verſicherungs⸗ Antrages 
und der damit verbundenen Deklaration des Verſicherungsnehmers einzureichen. 
Der Polizei⸗Obrigkeit bleibt uͤberlaſſen, durch Beſichtigung an Ort und 
Stelle oder durch andere ihr dienlich ſcheinende Mittel ſich von der Angemeſſen⸗ 
heit des Verſicherungs⸗Betrages die noͤthige Ueberzeugung zu verſchaffen. Ver⸗ 
ſagt die Polizei-Obrigkeit die nachgeſuchte Erklaͤrung, ſo ſteht den Betheiligten 
der Rekurs an die vorgeſetzte Regierung zu. 
Alle hierauf ſich beziehende Verhandlungen ſind ſtempel- und koſtenfrei. 


9. 15. 


„ 
5. 15. 


„Die im $. 14. den Agenten auferlegten Verpflichtungen find auch von 
inlaͤndiſchen Geſellſchaften zu erfuͤlen, wenn jemand bei ihnen unmittelbar eine 


Verſicherung nimmt. 
$. 16. 


Die Polizeibehoͤrden ſind verpflichtet, den Verpaͤchtern und Vermiethern 
von Landguͤtern, Haͤuſern und Niederlageraͤumen, auf Anſuchen derſelben, uͤber 
die von ihren Paͤchtern oder Miethern genommenen Mobiliar⸗Verſicherungen 
Auskunft zu ertheilen. 


6. 17. 


Im Falle eines Brandes darf der Anſpruch des Verſicherten den in | 
Folge des Brandes wirklich erlittenen Verluſt nicht uͤberſteigen. | 


F. 18. 


Iſt nach eingetretenem Brande die dem Verſicherten gebuͤhrende Ent⸗ 
ſchaͤdigungsſumme feſtgeſtellt und zur Zahlung bereit, ſo hat die Geſellſchaft oder | 
der Agent der Orts-Polizeibehoͤrde davon Anzeige zu machen. Die Zahlung 
darf nur erſt dann erfolgen, wenn die Behoͤrde nicht binnen acht Tagen, nach 
erhaltener Anzeige, dagegen Einſpruch gethan hat. 


9. 19. 


Verſicherungen von Kaufleuten und mit kaufmaͤnniſchen Rechten verſehe⸗ 
nen Fabrikanten, welche ordnungsmaͤßig eingerichtete Buͤcher fuͤhren, auf Waa⸗ 
renlaͤger von mindeſtens Zehntauſend Thalern, find den Vorſchriften der H. 14. 
und 15. nicht unterworfen; dagegen iſt der $. 18. auch auf fie anwendbar. 


9. 20. 


Wer Mobiliar⸗Vermoͤgens⸗Gegenſtaͤnde gegen Feuersgefahr wiſſentlich 6. Strafbe⸗ 
zu einem hoͤhern, als dem gemeinen Werth verſichert, hat, außer der Zuruͤckfuͤh⸗ fan ref 
rung der Verſicherungsſumme auf dieſen Werth (F. 4.) eine dem Betrage der der Verſicher⸗ 
Ueberſchreitung gleichkommende Geldbuße verwirkt, welche, wenn die Entdeckung ben. 
der Ueberverſicherung erſt nach eingetretenem Brande geſchehen, verdoppelt wird. 


Eine wiſſentliche Ueberverſicherung wird vermuthet, wenn, ohne daß eine 
amtliche Abſchaͤtzung vorausgegangen, bei Waarenlaͤgern u. ſ. w. ($. 5.) der 
Werth um dreißig Prozent oder bei anderm beweglichen Vermoͤgen um funfzig 
Prozent uͤberſchritten iſt. 


9. 21. 


Betraͤgt die Ueberſchreitung bei Wagrenlaͤgern u. |. w. (F. 5.) zehn bis 
dreißig Prozent, oder bei anderm beweglichen Vermoͤgen zwanzig bis funfzig 
Prozent, ſo tritt, wenn der Fall einer wiſſentlichen Ueberſchreitung nicht vorliegt, 
eine Geldſtrafe von zehn bis fuͤnfhundert Thalern ein. 
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F. 22. 
; Wird von dem Verſicherten die erfolgte Ueberſchreitung entweder noch 
vor dem eingetretenen Brande oder wenigſtens vor dem erhobenen Anſpruche 
auf die Vergütung freiwillig angezeigt, fo findet nur eine Geldbuße bis zu zehn 
Thalern ſtatt. 

§. 23. N 

Wenn eine der beiden im $. 2. für mehrfache Verſicherungen vorgeſchrie⸗ 

benen Anzeigen verfäumt wird, ſo hat der Verſicherte eine Geldbuße von fünf 
bis einhundert Thalern verwirkt. i 


f i | F. 24. 
Wer der Vorſchrift des J. 2. zuwider mehrfache Verſicherung nimmt, 
verfaͤllt in eine Geldbuße von zehn bis fuͤnfhundert Thalern. 
$. 25. 
Unmittelbare Verſicherungen bei auslaͤndiſchen Geſellſchaften gegen die 


Vorſchrift des §. 3. werden mit einer Geldbuße von zehn bis fuͤnfhundert Tha⸗ 
lern beſtraft. 


24 
ö 


$. 26. 

Verſicherungen bei nicht zugelaſſenen, auslaͤndiſchen Geſellſchaften (F. 6.) 

werden mit einer Geldbuße von zehn bis fuͤnfhundert Thalern beſtraft. 
F. 27. 

Ein Verſicherter, welcher die im $. 5. vorgeſchriebenen Buͤcher gar nicht 
oder nicht in gehöriger Ordnung führt, hat eine Geldſtrafe von fuͤnf bis einhun⸗ 
dert Thalern verwirkt. i 

$. 28. 

Ein Verſicherter, welcher gegen die Vorſchrift des §. 17. eine zu hohe 
Entſchaͤdigungs⸗Forderung aufſtellt, hat eine Geldbuße von fuͤnf bis einhundert 
Thalern verwirkt; iſt die Aufſtellung in boͤslicher Abſicht geſchehen, fo treten die 
Strafbeſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Th. II. Tit. 20. 69. 1375. 1376. 
und 1328. ein, welche auch in denjenigen Landestheilen, wo das Allgemeine Lande 
recht nicht eingefuͤhrt iſt, zur Anwendung zu bringen ſind. 

$. 29. 
N i Wer im Namen einer Geſellſchaft Verſicherungsgeſchaͤfte beſorgt, ohne 
als Agent beſtaͤtigt zu ſeyn (5. 7—9.), oder, nachdem die Beſtaͤtigung widerru⸗ 
fen (F. 10.), oder die Vollmacht zurückgenommen oder aufgegeben worden (F. 11), 
verfaͤllt in eine Geldſtrafe von funfzig bis fuͤnfhundert Thalern. 


. 30. 


Jeder Agent, welcher die im $. 13. vorgeſchriebenen Bücher gar nicht 
oder nicht in gehoͤriger Ordnung fuͤhrt, hat eine Geldſtrafe von fuͤnf bis einhun⸗ 
dert Thalern verwirkt. 0 

31. 
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F. 31. 

Hat ein Agent die im F. 14. vorgeſchriebene amtliche Erklärung einzuho⸗ 
len verabſaͤumt, ſo trifft ihn eine Geldſtrafe von zehn bis fuͤnfhundert Thalern, 
im dritten Uebertretungsfalle außerdem der Verlust der Agentſchaft. a 

Die letztere Strafe tritt auch ſchon im erſten Uebertretungsfalle ein, 

1) wenn die Verſicherung nach dem $. 20. der Vermuthung der wiſſent⸗ 
lichen Ueberverſicherung unterliegt, oder 

2) wenn der Behörde bei Einreichung des im $. 14. vorgeſchriebenen Ges 
ſuches von den Agenten Umſtaͤnde verheimlicht worden ſind, welche die 
in dem Verſicherungs-Antrage enthaltenen Angaben als wahrheitswidrig 
darſtellen und auf die Beurtheilung des Verſicherungs⸗Antrages von wer 

ſentlichem Einfluß geweſen ſeyn wuͤrden. . 


F. 32 


„Dieſelben Strafen (F. 31) treffen den Agenten, wenn er gegen die Vor⸗ 
ſchrift des §. 18. Zahlungen leiſtet. N 


9. 33, 


Unterlaͤßt eine inlaͤndiſche Geſellſchaft auf einen, unmittelbar bei ihr ge⸗ eh in Betreff 
machten Antrag die amtliche Erklaͤrung einzuholen ($$. 14. und 15.), oder lei⸗ der inländi⸗ 
ſtet fie gegen die Vorſchrift des g. 18. Zahlung, fo verfällt fie in diefelben Geld⸗ chaten el 
ſtrafen, womit die gleichartigen Verſchuldungen der Agenten Inhalts der $$. 31. 
und 32. belegt werden follen. 


$. 34, Ä 


Die Feſtſetzung und Einziehung der nach gegenwaͤrtigem Geſetze verwirk⸗ 
ten Geldſtrafen ſoll, außer den Faͤllen der $$. 20. 21. und 28., in welchen ſo⸗ 
gleich richterliche Unterſuchung eintritt, zunachſt Unſeren Regierungen obliegen; 
jedoch ſtehet den Betheiligten der Rekurs an Unſer Miniſterium des Innern 
und der Polizei, und, Falls die Strafe den Betrag von funfzig Thalern erreicht, 
auch die Berufung auf den Rechtsweg offen. 

„Diieſe Berufung muß aber binnen zehn Tagen nach Bekanntmachung des 
Reſoluts der Regierung erfolgen, und findet überhaupt nicht mehr ſtatt, fobald 
der Betheiligte einmal den Rekursweg gewaͤhlt hat. i 

In Unvermoͤgensfaͤllen treten verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafen an die 
Stelle der Geldbußen. 


. 


In Anſehung der, bei Publikation des gegenwaͤrtigen Geſetzes laufenden Frauſtort⸗ 
Verſicherungen muß Seitens der Agenten oder der inlaͤndiſchen Geſellſchaften die in ſche Beſtim⸗ 
den §. 14. und 15. vorgeſchriebene amtliche Erklärung innerhalb vier Wochen, mungen. 
von der Publikation an gerechnet, nachtraͤglich eingeholt werden, wovon jedoch 
diejenigen Verſicherungen ausgenommen ſind, fuͤr welche mit jener Vorſchrift 
uͤbereinkommende, amtliche Erklaͤrungen in Gemaͤßheit fruͤherer Beſtimmungen 
der Provinzial⸗Behoͤrden bereits nachgeſucht und ertheilt worden. 5 
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Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift ſoll mit einer Geldſtrafe von zehn 
bis fuͤnfhundert Thalern geruͤgt werden. 93. 


$. 36. 


Unmittelbare Verſicherungen, welche bei auslaͤndiſchen Geſellſchaften in 
ſolchen Faͤllen bereits genommen worden find, in welchen fie nach $$. 3. und 19. 
kuͤnftig nicht genommen werden duͤrfen, behalten zwar fuͤr die vertragsmaͤßige 
Verſicherungszeit ihre Gültigkeit, müffen aber innerhalb vier Wochen nach Pu⸗ 
blikation dieſes Geſetzes von dem Verſicherten der Orts⸗Polizeibehoͤrde, unter 
Vorlegung der Polize, bei Vermeidung einer Geldbuße von fuͤnf bis einhundert 
Thalern, angezeigt werden. i 


8 $. 37. 


Die Beſtimmung des $. 1. findet auch auf die ſchon beſtehenden Ver⸗ 
traͤge Anwendung. N 

Es muͤſſen daher alle im In⸗ oder Auslande genommene Verſicherungen, 
welche uͤber den gemeinen Werth hinausgehen, auf denſelben zuruͤckgefuͤhrt wer⸗ 
den. Daß dieſes geſchehen, muß binnen ſechs Wochen, vom Tage der Publi⸗ 
en > gegenwärtigen Geſetzes an, der Orts⸗Polizeibehoͤrde nachgewie⸗ 
en werden. 

Wer dieſe Vorſchrift zu befolgen verſaͤumt, ſoll bei einer Entdeckung der 
ſtatthabenden Ueberverſicherung nach den Beſtimmungen der $$. 20. und 21. bes 
handelt werden. | 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. Mai 1837. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 


